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99 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV. GP 

 

Bericht 
des Umweltausschusses 

über die Regierungsvorlage (36 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Klima- und 
Energiefondsgesetz (KLI.EN-FondsG) geändert wird 

 
Das Regierungsprogramm für die XXIV. Gesetzgebungsperiode sieht eine Effizienzsteigerung für den 
Klima- und Energiefonds der Bundesregierung vor. Zu diesem Zweck sollen die Organe des Fonds um-
strukturiert bzw. deren Aufgaben  neu festgelegt werden. 
 
Der Umweltausschuss hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 03. März 2009 in 
Verhandlung genommen. An der Debatte beteiligten sich außer dem Berichterstatter Ing. Hermann Schul-
tes die Abgeordneten Konrad Steindl, August Wöginger, Peter Stauber, Petra Bayr, Mag. Christiane 
Brunner, Peter Mayer, Ing. Robert Lugar, Ing. Norbert Hofer, Dipl.-Ing. Dr. Wolfgang Pirklhuber 
sowie der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt- und Wasserwirtschaft Dipl.-Ing. Niko-
laus Berlakovich. 
 
Im Zuge der Debatte haben die Abgeordneten Ing. Hermann Schultes und Petra Bayr einen Abände-
rungsantrag eingebracht, der wie folgt begründet war: 
„In der Regierungsvorlage wurde falsch zitiert. Statt § 4 Z 1 heißt es richtigerweise § 4 Abs. 1 Z 1.“ 
 
Bei der Abstimmung wurde der in der Regierungsvorlage enthaltene Gesetzentwurf unter Berücksichti-
gung des oben erwähnten Abänderungsantrages der Abgeordneten Ing. Hermann Schultes und Petra 
Bayr mit Stimmenmehrheit angenommen. 
 
Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Umweltausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle dem ange-
schlossenen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 2009-03-03 

 Konrad Steindl Dr. Eva Glawischnig-Piesczek 
 Berichterstatter Obfrau 
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Bundesgesetz, mit dem das Klima- und Energiefondsgesetz (KLI.EN-FondsG) geändert 
wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Bundesgesetz über die Errichtung des Klima- und Energiefonds – Klima- und 
Energiefondsgesetz (KLI.EN-FondsG), BGBl. I Nr. 40/2007, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 3 lautet: 
„(3) Der Fonds wird nach außen durch die Geschäftsführung vertreten. Werden zwei Geschäftsführer 

vom Präsidium bestellt, obliegt diesen gemeinsam die rechtsverbindliche Zeichnung für den Fonds.“ 

2. § 6 Abs. 1 lautet: 
„(1) Dem Präsidium gehören an 

 1. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft oder eine von 
ihm entsandte Vertretung und 

 2. der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie oder eine von ihm entsandte 
Vertretung.“ 

3. § 7 Abs. 5 lautet: 
„(5) Das Präsidium beschließt und veröffentlicht das Strategische Planungsdokument, die Richtlinien 

und das Jahresprogramm. Vor Beschlussfassung der Richtlinien ist die Zustimmung des Bundesministers 
für Finanzen einzuholen.“ 

4. § 8 Abs. 1 lautet: 
„(1) Der Expertenbeirat besteht aus vier Mitgliedern und vier Ersatzmitgliedern, die vom Präsidium 

bestellt werden. Die Bestellung erfolgt jeweils auf die Dauer von vier Jahren.“ 

5. § 9 Abs. 2 lautet: 
„(2) Das Präsidium kann den Expertenbeirat mit zusätzlichen Aufgaben, wie insbesondere der 

Abgabe von Empfehlungen zur Förderwürdigkeit von Förderansuchen und zur Zweckmäßigkeit von 
Anboten und der Finanzierung von Maßnahmen (§ 3) im Hinblick auf die Ziele gemäß § 1, betrauen.“ 

6. § 9 Abs. 3 entfällt. 

7. § 10 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Geschäftsführung besteht aus bis zu zwei Geschäftsführern, die vom Präsidium bestellt 

werden. Sie bedient sich zur Erledigung der administrativen Geschäftsführung einer Geschäftsstelle.“ 

8. § 10 Abs. 3 lautet: 
„(3) Die Geschäftsführung hat für die ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgaben des Fonds gemäß § 

3 zu sorgen. Sie ist dem Präsidium gegenüber verantwortlich.“ 
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9. § 15 Abs. 3 lautet: 
„(3) Nach Ausarbeitung des Strategischen Planungsdokuments gem. § 10 Abs. 4 und des 

Jahresprogramms gem. § 10 Abs. 5 sind diese vor Beschlussfassung durch das Präsidium gemäß § 7 Abs. 
5 dem Bundesministerium für Finanzen, der Wirtschaftskammer Österreich, der Landwirtschaftskammer 
Österreich (Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs), der Bundesarbeitskammer, 
dem Österreichischen Gewerkschaftsbund und der Vereinigung der Österreichischen Industrie unter 
Einräumung einer angemessenen Frist zur Stellungnahme zu übermitteln.“ 

10. § 24 lautet: 
„§ 24. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsichtlich der § 4 Abs. 1 Z 1 und § 13 der 

Bundesminister für Finanzen betraut. Hinsichtlich der übrigen Bestimmungen sind mit der Vollziehung 
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und der Bundesminister 
für Verkehr, Innovation und Technologie betraut.“ 
 


